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Betreff: Ersuchen um Stellungnahme nach 8 14 Abs. 2 LADG 


Diskriminierungsbeschwerden - Az 


Sehr geehrte Angeschriebene, 


mein Name ist Doris Liebscher, ich leite die LADG-Ombudsstelle in der Landesstelle für 
Gleichbehandlung-gegen Diskriminierung. Ziel des LADG 
(Landesantidiskriminierungsgesetz) ist die tatsächliche Herstellung und Durchsetzung von 
Chancengleichheit, die Verhinderung und Beseitigung jeder Form von Diskriminierung sowie 
die Förderung einer Kultur der Wertschätzung von Vielfalt im Land Berlin. Dazu wurde auch 


eine Ombudsstelle eingerichtet. 


Dienstgebäude: Salzburger Straße 21-25, 10825 Berlin; &i barrierefreier Zugang der Kategorie D 
Dokumente mit qualifizierter elektronischer Signatur bitte ausschließlich an: post@senias.berlin.de 
Internet: https://www.berlin.de/sen/lads/recht/ladg/ombudsstelle/ und www.berlin.de/sen/ias 


Verkehrsanbindung: Buslinien 143; M43 und M46 bis Rathaus Schöneberg (mit kurzem Fußweg); 
U-Bahnlinie 4 bis Rathaus Schöneberg (mit kurzem Fußweg); 
U-Bahnlinie 7 bis Bayerischer Platz (mit kurzem Fußweg); 

Postbank Berlin: DE 47 100 100 100 000 058 100 

Berliner Sparkasse: DE 25 100 500 000 990 007 600 

Deutsche Bundesbank: DE 53 100 000 000 010 001 520 


Gemäß 8 14 Abs. 2 LADG kann sich jede Person, die der Ansicht ist, von Behörden des 
Landes Berlin aus in 8 2 LADG normierten Gründen diskriminiert worden zu sein, an die 
LADG-Ombudsstelle wenden. 


In diesem Zusammenhang haben sich zahlreiche Personen (im Folgenden 
Beschwerdeführende) an die Ombudsstelle gewendet und Diskriminierungsbeschwerden 
gegen verschiedene Berliner Standesämter (vorliegend Pankow, Neukölln, Mitte) 
vorgetragen. Hintergrund ist die Umsetzung des Gesetzes über die Selbstbestimmung in 
Bezug auf den Geschlechtseintrag und zur Änderung weiterer Vorschriften 
(Selbstbestimmungsgesetz - SBGG), dass am 01. November 2024 in Kraft tritt. Die 
Beschwerdeführenden gaben gegenüber der Ombudsstelle unterschiedliche Konstellationen 
zu Protokoll, die gemeinsam haben, dass die Beschwerdeführenden die Änderung des 
Personenstandsgeschlechts nach 8 4 SBGG angemeldet werden und in diesem 
Zusammenhang aufgefordert wurden, bereits im Rechtsverkehr geführte Vornamen, die als 
„geschlechtswidrige Vornamen“ eingestuft werden, zu ändern, wenn sie ihren Personenstand 
nach 8 2 Abs. 1 SBGG ändern möchten. Die Standesämter beziehen sich dabei auf eine 
restriktive Auslegung des 8 2 Abs. 3 SBGG, „Mit der Erklärung nach Absatz 1 sind die 
Vornamen zu bestimmen, die die Person zukünftig führen will und die dem gewählten 
Geschlechtseintrag entsprechen.“, in Verbindung mit Informationen des Bundesministeriums 


des Inneren.? 
Zur Arbeit der LADG Ombudsstelle 


Da das LADG ein noch neues Gesetz ist, möchte ich zunächst etwas zu unserer Arbeitsweise 
sagen. Der gesetzliche Auftrag der Ombudsstelle ist die außergerichtliche Streitbeilegung. 
Gemäß 8 14 Abs. 2 LADG kann die Ombudsstelle darauf hinwirken, Streitigkeiten in 
Diskriminierungsfällen zu schlichten. Die Ombudsstelle klärt zu diesem Zweck zunächst den 
Sachverhalt auf und bewertet ihn dann rechtlich. Zu diesem Zweck leiten wir diese Bitte um 
Stellungnahme an Sie weiter. Wir verfolgen mit diesem Stellungnahmeersuchen das Ziel, alle 


Sichtweisen und Standpunkte kennenzulernen. 


2 Vgl. https://www.berlin.de/ba-neukoelln/politik-und-verwaltung/aemter/amt-fuer- 


buergerdienste/standesamt/informationen-zum-selbstbestimmungsgesetz-1459759.php; 
https://www.berlin.de/ba-lichtenberg/service/standesamt/artikel.1468214.php. 
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Diese fließen dann in einem zweiten Schritt in unsere Entscheidung ein, a) ob eine 
Diskriminierung nach dem LADG vorliegt und b) welche Handlungsempfehlungen gem. 8 14 
Abs. 2 LADG wir aussprechen. Öffentliche Stellen sind gemäß 8 14 Abs. 3 LADG 
verpflichtet, die Ombudsstelle bei der Sachverhaltsaufklärung zu unterstützen, 
beispielsweise durch die Erteilung von erforderlichen Auskünften, die Abgabe von 


Stellungnahmen sowie die Gewährung von Akteneinsicht. 


Unsere rechtliche Einschätzung zielt auch darauf ab, mehr Rechtssicherheit im Umgang mit 
Diskriminierung herzustellen. Liegt eine Diskriminierung nach 8 2 LADG vor, ist die 
zuständige Dienststelle verpflichtet, auf deren dauerhafte Beseitigung hinzuwirken (vgl. 8 3 
Abs. 9 Rahmendienstvereinbarung - LADG). Unsere Handlungsempfehlungen zielen 
einerseits daher darauf im konkreten Fall zu schlichten, andererseits wollen wir dazu 
beitragen, Diskriminierungsrisiken in der Verwaltung nachhaltig zu verringern, um künftige 
Beschwerden zu vermeiden und die gleiche Teilhabe aller an unserem Gemeinwesen zu 
verbessern. Wenn eine dahingehende Schlichtung nicht gelingt und nach unserer 
Überzeugung ein Verstoß gegen das LADG vorliegt, sprechen wir eine Beanstandung und 
Forderung zur Abhilfe aus, 8 14 Abs. 4 LADG. Das Verfahren bei der LADG-Ombudsstelle, 
dient ebenso wie das einer Verbandsklage nach 8 9 Abs. 1, 2 LADG vorgeschaltete 
außergerichtliche Beanstandungsverfahren schließlich auch dazu, langwierige gerichtliche 
Verfahren nach 88 8, 9 LADG zu vermeiden. 


l. Rechtslage nach bisheriger Darstellung: Verstoß gegen $ 2 LADG, Art. 3 Abs. 3 
GG, Artikel 10 Abs. 2 VvB 


Nach derzeitigem Sachstand steht ein Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot des 
Landesantidiskriminierungsgesetz Berlin (LADG) im Raum. Das LADG konkretisiert Artikel 3 
Abs. 3 GG, Artikel 10 Abs. 2 VvB und die Antidiskriminierungsrichtlinien der Europäischen 


Union, so dass diese Rechtsvorschriften die Auslegung des LADG anleiten. 


Der sachliche Anwendungsbereich des LADG ist eröffnet. 8 2 LADG normiert, dass kein 
Mensch im Rahmen öffentlich-rechtlichen Handelns u.a. aufgrund der geschlechtlichen 


Identität diskriminiert werden darf. 
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Die Standesämter sind öffentliche Stellen im Sinne des 8 3 Abs. 1 LADG, sie handeln im 


Personenstandswesen und beim Vollzug des SBGG öffentlich-rechtlich. 


1. Unmittelbare Diskriminierung aufgrund der geschlechtlichen Identität: 


Benachteiligung von TIN-Personen gegenüber Cis-Personen 


Vorliegend kommt eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund der geschlechtlichen Identität 
gem. 88 2, 4 Abs. 1 LADG in Betracht. Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine 
Person wegen eines oder mehrerer der in 8 2 LADG genannten Gründe eine weniger günstige 
Behandlung erfährt als eine andere Person in einer vergleichbaren Situation erfährt, erfahren 


hat oder erfahren würde und die Ungleichbehandlung nicht nach 8 5 LADG gerechtfertigt ist. 


Die geschlechtliche Identität ist Teil des verfassungsrechtlich in Artikel 3 Abs. 3 Satz 1GG vor 
Diskriminierung geschützten Geschlechts. Die Geschlechtsidentität beruht auf dem eigenen 
Geschlechtsempfinden, sie ist die individuelle, zu respektierende Entscheidung eines 
Menschen über seine Geschlechtszugehörigkeit (OLG Frankfurt a. M. Urt. v. 21.6.2022 - 9 U 
92/20, BeckRS 2022, 13903, 47; LADG amtl. Begründung, Abgh. Drs. 18/1996, S. 22).8 2 
LADG und Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG schützen nicht nur Cis- Männer und Cis- Frauen, sondern 
auch Transpersonen und Menschen, die sich den beiden cis-geschlechtlichen Kategorien in 
ihrer geschlechtlichen Identität nicht zuordnen, also intergeschlechtliche und nicht-binäre 
Personen, vor Diskriminierungen wegen ihres Geschlechts (BVerfG, 10. Oktober 2017- 1 BvR 
2019/16 Rn. 56; Huber/Voßkuhle/Baer/Markard, 8. Aufl. 2024, GG Art. 3 Rn. 452ff.; LADG 
amtl. Begründung, Abgh. Drs. 18/1996, S. 22). 


Nach Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG darf das Geschlecht - auch in Ausprägung der 
Geschlechtsidentität - grundsätzlich nicht als Anknüpfungspunkt für eine rechtliche 
Ungleichbehandlung herangezogen werden. Das gilt auch dann, wenn eine Regelung nicht 
auf eine nach Art. 3 Abs. 3 GG verbotene Ungleichbehandlung angelegt ist, sondern in erster 
Linie andere Ziele verfolgt (BVerfGE 85, 191 <206>; BVerfG, 10. Oktober 2017- 1 BvR 
2019/16 Rn. 57). Die Berliner Standesämter haben angekündigt, dass Personen mit trans-, 
inter- und nichtbinärer Geschlechtsidentität als Voraussetzung für die Anpassung ihres 
Personenstandsgeschlechts an ihr Identitätsgeschlecht ihren bereits im Rechtsverkehr und im 
privaten Umfeld geführten Identitätsnamen ablegen und ihren Vornamen ändern müssen, 


insofern keine geschlechtskonnotative Kongruenz zwischen Geschlechtseintrag 
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und (Identitäts-)Vorname besteht, wenn Vornamen also behalten werden sollen, die nach 
gesellschaftlichen Konventionen nicht eindeutig dem einzutragenden Geschlecht zuzuordnen 


sind. 


Beispiele wären, 


e dass eine Transfrau, die bisher keine Änderung des Personenstandsgeschlechts nach 
TSG durchgeführt hat, den bereits viele Jahre geführten (entweder im Wege der 
kleinen Lösung nach TSG geänderten oder im Wege der selbstbestimmten im DGTI- 
Ausweis manifestierten Entscheidung geänderten) Vornamen Gabriel-Mai (als 
selbstgewählte Erweiterung des Geburtsnamens Gabriel) trägt und diesen nun 


ablegen soll, weil dieser Name nicht eindeutig männlich oder weiblich konnotiert sei. 


e dass eine nichtbinäre Person, die bisher keine Änderung des 
Personenstandsgeschlechts nach TSG durchgeführt hat, den seit Geburt geführten 


Vornamen Nina ablegen soll, weil dieser Name eindeutig weiblich konnotiert sei. 


Diese TIN-Personen müssten sich nach der angekündigten Praxis entscheiden, ob sie 


e entweder a) ihr gesetzliches Personenstandsgeschlecht nach den Vorschriften des 
SBGG an ihr Identitätsgeschlecht angleichen und dabei gegen ihren Willen auf ihren 


Identitätsnamen verzichten und einen neuen Namen wählen und führen 


e oder ob sie b) weiter in einem falschen Personenstandsgeschlecht leben, um ihren 


Identitätsnamen zu behalten. 


Diese Praxis stellt „eine weniger günstige Behandlung“ von trans-, inter und nichtbinären 
Personen (im Folgenden TIN Personen) gegenüber cis-geschlechtlichen Menschen, im Sinne 
von 84 Abs. 1 LADG dar. Erstere werden durch die Praxis gezwungen, ihren im 
Rechtsverkehr und im privaten Verkehr geführten Identitätsnamen abzulegen, um in ihrem 
Identitätsgeschlecht leben zu können, letztere müssen dazu nicht auf ihren Identitätsnamen 
verzichten. Die Schwere des Nachteils wird auch dadurch deutlich, dass das Allgemeine 
Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG „den Vornamen 
eines Menschen zum einen als Mittel zu seiner Identitätsfindung und Entwicklung der eigenen 
Individualität (vgl. BVerfGE 104, 373 [385]) und zum anderen als Ausdruck seiner 
erfahrenen oder gewonnenen geschlechtlichen Identität“, schützt (BVerfG 6. Dezember 
2005 - 1 BvL 3/03 - Rn. 48). 
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„Der Einzelne“, so das BVerfG weiter, „kann verlangen, dass die Rechtsordnung seinen 
Vornamen respektiert, damit dieser seine die Identität stiftende wie ausdrückende Funktion 
entfalten kann. Insoweit schützt das allgemeine Persönlichkeitsrecht den Namensträger vor 
Entzug oder erzwungener Änderung seines geführten Vornamens (vgl. BVerfGE 109, 256)“ 
(BVerfG 6. Dezember 2005 - 1 BvL 3/03 - Rn. 48). 


Das Bezirksamt Neukölln führt gegenüber einer Beschwerdeführerin und auf der Webseite 
aus: „Zur Wahl von Vornamen liegt dem Standesamt Neukölln von Berlin folgende 
Information vom BMI vor: Die Neuregelung zum SBGG enthält in der Tat erstmals eine 
eingrenzende Aussage des deutschen Gesetzgebers zur möglichen Wahl von Vornamen. Die 
bisherigen Entscheidungen zur weitgehenden Wahlfreiheit, die mit der grundgesetzlich 
geschützten Sorgerechts-ausübung der Kindeseltern begründet wurden oder auch der 
Entfaltungsfreiheit des Einzelnen (beispielsweise Bundesverfassungsgericht vom 05. 
Dezember 2008 zu 1 BvR 576/07), sind hier daher mitunter nicht mehr einschlägig. Es 
handelt sich um in der Regel erwachsene Personen, die die Erklärung gemäß 8 2 SBGG 
abgeben und sie entscheiden frei, ob sie die Erklärung mit der dann eintretenden Folge des 
8 2 Abs. 3 SBGG abgeben wollen oder nicht.‘“ 


Die hier in bezuggenommenen Aussagen zur Freiwilligkeit halten einer 
verfassungsrechtlichen Prüfung nicht stand. Es ist richtig, dass es vorliegend zum 
Namensentzug erst durch die Bestrebung der namenstragenden Person kommt, das 
rechtliche Geschlecht der empfundenen geschlechtlichen Identität anzupassen. Aus dem 
Wunsch und dem verfassungsrechtlich verbrieften Recht rechtlicher Abbildung und Sicherheit 
in der Übereinstimmung der geschlechtlichen Identität mit dem Geschlechtseintrag im 
Personenstandsregister kann jedoch nicht auf einen freiwilligen Verzicht auf den bisher 
geführten, die eigene Identität wiedergegebene Vornamen geschlossen werden. Richtig, ist, 
dass Erwachsene selbstbestimmt über ihren Vornamen entscheiden und insofern die 
Ausführungen zum Kindeswohl nicht übertragbar sind (vgl. unten 2.b dd). Jedoch sind 
Gesetzgebung und Verwaltung weiterhin an die vom Bundesverfassungsgericht 
konkretisierten verfassungsrechtlichen Grundsätze gebunden, eine verfassungskonforme 


Auslegung und Anwendung der hier in Frage stehenden Vorschrift ist zwingend geboten. 


Zur Vergleichbarkeit der Situation, wie sie 8 4 Abs. 1 LADG fordert, könnte eingewendet 


werden, dass cis-geschlechtliche Personen gar nicht unter das SBGG fallen. 
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Hierbei ist jedoch zu beachten, dass die Vergleichbarkeit gerade nicht im Hinblick auf das 
geschützte Diskriminierungsmerkmal verlangt werden darf (Schiek/Schiek, AGG Kommentar, 
2007,83 AGG, Rn 11). Das Bundesverfassungsgericht hat in der Entscheidung zur Dritten 
Option noch einmal klargestellt, dass es dem Gesetzgeber freisteht, „in 
personenstandsrechtlichen Angelegenheiten ganz auf den Geschlechtseintrag zu 
verzichten“ (BVerfG, 10. Oktober 2017- 1 BvR 2019/16 Rn. 52). In dem der Gesetzgeber 
sich entschieden hat, an der personenstandsrechtlichen Eintragung des Geschlechts 
festzuhalten, ist er gehalten, die Eintragung in einer für alle Geschlechter 
benachteiligungsfreien Weise zu gewährleisten. Die zu bildenden Vergleichsgruppen sind 
daher vorliegend einerseits cis-geschlechtliche Personen, die ihren Identitätsvornamen 
führen wollen bei gleichzeitiger Kongruenz von Identitätsgeschlecht und 
Personenstandsgeschlecht und die das problemlos tun können und andererseits TIN- 
geschlechtliche Personen, die ihren Identitätsvornamen führen wollen bei gleichzeitiger 
Kongruenz von Identitätsgeschlecht und Personenstandsgeschlecht und denen das verwehrt 


wird. 
Eine unmittelbare Benachteiligung nach 8 4 Abs. 1 LADG liegt daher vor. 
2. Kein hinreichend sachlicher Grund, 8 5 Abs. 1LADG 


Entscheidend ist, ob diese Ungleichbehandlung „aufgrund eines hinreichenden sachlichen 
Grundes erfolgt“ ist, dann wäre sie nach 85 Abs. 1 LADG gerechtfertigt. Ein solcher Grund ist 


vorliegend nicht ersichtlich. 
a) Prüfungsmaßstab 


Die Formulierung „hinreichender_sachlicher Grund“ verweist auf die unterschiedlichen 
verfassungs- und europarechtlichen Rechtfertigungsmaßstäbe und verlangt stets eine Prüfung 
der Verhältnismäßigkeit (AGH Berlin, Drs. 18/1996, S. 28). Ungleichbehandlungen bedürfen 
stets der Rechtfertigung durch Sachgründe, die dem Ziel und dem Ausmaß der 
Ungleichbehandlung angemessen sind. Dabei gilt ein am Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
orientierter verfassungsrechtlicher Prüfungsmaßstab, dessen Inhalt und Grenzen sich nicht 
abstrakt, sondern nur nach den jeweils betroffenen unterschiedlichen Sach- und 
Regelungsbereichen und Differenzierungsmerkmalen bestimmen lassen (BVerfG ständige 
Rechtsprechung, vgl. BVerfG, 18.07.2012, 1 BvL 16.11 -, Rn. 30f.; BVerfG, 10. April 2024 - 1 
BvR 415/24 -, Rn. 12). Vorliegend Verhältnismäßigkeit verlangt, dass jede Maßnahme, die in 
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Grundrechte eingreift, einen legitimen öffentlichen Zweck verfolgt und überdies geeignet, 
erforderlich und verhältnismäßig im engeren Sinn („angemessen“) ist. Eine Maßnahme, die 
diesen Anforderungen nicht entspricht, ist rechtswidrig. Dabei „verschärfen sich die 
verfassungsrechtlichen Anforderungen, je weniger die Merkmale, an die die gesetzliche 
Differenzierung anknüpft, für den Einzelnen verfügbar sind“ (BVerfG ebd.). Daraus ergibt sich 
mit Blick auf geschlechtsspezifische Diskriminierungen, zu denen, wie ausgeführt, auch solche 


wegen der Geschlechtsidentität führen, ein strenger Rechtfertigungsmaßstab. 


Eine strengere Bindung kann sich weiterhin „aus den jeweils betroffenen Freiheitsrechten 
ergeben“ (BVerfG ebd.). Vorliegend ist durch die Verknüpfung a) des Erfordernisses der 
Vornamensanpassung mit b) der Angleichung des Personenstandsgeschlechts an das 
verfassungsrechtlich geschützte Identitätsgeschlecht das durch Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 
1 GG geschützte allgemeine Persönlichkeitsrecht in zweifacher Hinsicht betroffen. Zum einen 
schützt Art. 2 Abs. 1 1.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG die geschlechtliche Identität, „als konstituierender 
Aspekt der eigenen Persönlichkeit“ (BVerfGE 115, 1; 116, 243; 121, 175; 128, 109). Zum 
zweiten schützt das allgemeine Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 
Abs. 1 GG „den Vornamen eines Menschen zum einen als Mittel zu seiner Identitätsfindung 
und Entwicklung der eigenen Individualität (vgl. BVerfGE 104, 373 [385]) und den 
Namensträger vor Entzug oder erzwungener Änderung seines geführten Vornamens“ (BVerfG 
6. Dezember 2005 - 1 BvL 3/03 - Rn. 48). „Die sich im so gewählten und geführten Vornamen 
widerspiegelnde eigene Geschlechtszuordnung gehört zum intimsten Bereich der 
Persönlichkeit eines Menschen, der prinzipiell staatlichem Zugriff entzogen ist“ (ebd.), führt 
das BVerfG aus. Daraus ergibt sich, dass es für die Verbindung zwischen „gewählten und 
geführten Vornamen“ und sich darin „widerspiegelnde eigene Geschlechtszuordnung“ auf die 
subjektive Verbindung ankommt. Deshalb, so das Gericht weiter, „darf in das Recht am 
Vornamen, der das Ergebnis der eigenen geschlechtlichen Identitätsfindung ist und sie 
widerspiegelt, nur bei Vorliegen besonders gewichtiger öffentlicher Belange eingegriffen 
werden (vgl. BVerfGE 115, 1; vfl. BVerfGE 49, 286). 


Laut amtlicher Begründung ist es das Ziel des SBGG, „Widersprüche und Unklarheiten des 
Transsexuellengesetzes, die durch die Entscheidungen des BVerfG zur punktuellen 
Verfassungswidrigkeit einzelner Voraussetzungen entstanden sind“ aufzulösen (S. 26). 
Aufgrund der hier angesprochenen verfassungswidrigen Gesetzeslage ist eine Situation 


entstanden, in der Menschen über Jahre bis Jahrzehnte in einer Situation gelebt haben, in der 


Seite 8 von 23 


Geschlechtsidentität, personenstandsrechtlicher Geschlechtseintrag und Vorname nicht 
übereinstimmten. Viele Menschen haben sich zB geschlechtsneutrale Vornamen gegeben, die 
ihrer Identität eher entsprechen und die sie auch im Rechtsverkehr verwenden, entweder über 
eine Vornamensänderung nach Namensänderungsgesetz oder durch eine selbstbestimmte 
Vornamensänderung. Im zweiten Fall wurde oft auf den DGTI-Ergänzungsausweis 
zurückgegriffen, ein standardisiertes Ausweispapier, das alle selbstgewählten 
personenbezogenen Daten (Vorname, Pronomen und Geschlecht) dokumentiert und ein 
aktuelles Passfoto zeigt. Bei Innenministerien, bei der Polizei, bei vielen Behörden, Banken, 
Universitäten, Versicherungen und anderen Stellen ist er bekannt und akzeptiert.” Mitunter 
verwenden Menschen auch ihren Geburtsnamen weiter und fügen diesem dann weitere 
Namen zu. Der auf diese Weise geführte Name ist so fester Bestandteil ihrer Identität 


geworden. 


Wenn nun im Zuge eines Antrages nach SBGG, Menschen gezwungen werden, ihre a) bereits 
durch NamensänderungsG oder b) selbstbestimmt gewählte und zB durch DGTI-Ausweis 
bestätigte Namen wieder zu ändern, weil bisherige geführte Name/Namen nicht den 
vorherrschenden Vorstellungen von Geschlechtsspezifität (männlich/weibl/divers) 
entsprechen, stellt das einen Eingriff in ihr Recht aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG dar. 
Das gilt umso mehr, je länger Namen geführt wurden und wenn sie im Rechtsverkehr geführt 
wurden. So lassen fast alle Hochschulen im Land Berlin auf den Identitätsnamen ausgestellte 


Immatrikulationsunterlagen und Zeugnisse zu. 


Aus alldem ergibt sich vorliegend ein strenger Prüfungsmaßstab. 


b) Sachlicher Grund: (Verfassungskonforme) Anwendung des SBGG 
Die Standesämter setzen vorliegend die gesetzlichen Vorschriften des SBGG um. 


Nach 81 Abs. 1 Nr. 1SBGG ist Ziel des Gesetzes, „die personenstandsrechtliche 
Geschlechtszuordnung und die Vornamenswahl von der Einschätzung dritter Personen zu 


lösen und die Selbstbestimmung der betroffenen Person zu stärken“. 


3 https://dgti.org/2021/09/05/der-ergaenzungsausweis-der-dgti-e-v/; https://www.fu- 
berlin.de/studium/studieren/studienorganisation/daten/index.html 
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Nach 8 2 Abs. 3 SBGG sind mit der Erklärung nach Absatz 1 über den zu ändernden 
personenstandsrechtlichen Geschlechtseintrag „die Vornamen zu bestimmen, die die Person 
zukünftig führen will und die dem gewählten Geschlechtseintrag entsprechen. 8 11 in 


Verbindung mit 8 3 Absatz 1 des Namensänderungsgesetzes bleibt unberührt.“ 


Ein sachlicher Grund könnte daher eine zwingende Auslegung des Gesetzeswortlauts 
dahingehend sein, dass ausnahmslos solche Vornamen gewählt werden, die nach 
durchschnittlichem Alltagsverständnis bzw. der Einschätzung der Gesellschaft für deutsche 
Sprache e.V. geschlechtsangepasst sind. Eine solche zwingende Auslegung ist vorliegend 
nicht ersichtlich, vielmehr ist eine verfassungskonforme Auslegung des 8 2 Abs. 3 SBGG 


möglich und somit angezeigt. 


aa) Gesetzgebungshistorie 


Der Verweis auf das NamÄndG in Satz 2 wurde erst durch die FSFJ - Ausschussempfehlung 
vom 10.04.24 vor der 2./3. Lesung ins SBGG aufgenommen. In der Ausschussempfehlung 
heißt es dazu: „Auch ohne Änderung des Geschlechtseintrags besteht nach den 88 3 und 11 
des Namensänderungsgesetzes (NamÄndG) grundsätzlich die Möglichkeit zur Änderung von 
Vornamen, die eindeutig dem eingetragenen Geschlecht zuzuordnen sind, in 
geschlechtsneutrale Vornamen. Voraussetzung nach den 88 3 und 11 NamÄndG ist, dass 
ein wichtiger Grund die Namensänderung ausnahmsweise rechtfertigt. Ein solcher, wichtiger 
Grund kann etwa auch dann vorliegen, wenn bei einer Person mit dem Geschlechtseintrag 
„männlich“ beziehungsweise „weiblich“ aufgrund seelischer Belastungen der begründete 
Wunsch besteht, dass sie bei unverändert bleibendem Geschlechtseintrag 
geschlechtsneutrale Vornamen erhält. Stets wird es hierbei jedoch auf die Umstände des 
Einzelfalls ankommen. Eine entsprechende Klarstellung wurde daher in 8 2 Absatz 3 
aufgenommen. Für die Änderung der Vornamen bei Änderung des Geschlechtseintrags nach 
den Vorschriften des SBGG kommt es hingegen nicht auf die Voraussetzungen der 88 3 und 
11 NamÄndG an“ (BT-Drs. 20/11004, S. 34). 


Daraus ergibt sich, dass mit dem ausdrücklichen Bezug auf das NamÄndG nicht die 
Geschlechtskongruenz von Vornahmen oder eine Kontinuität der Vornamensanzahl durch 
den Gesetzgeber gewollt war, sondern eine ausschließliche Vornamensänderung wie nach 
dem TSG „kleine Lösung“ nicht durch das SBGG geregelt werden soll, sondern 


ausschließlich durch das Namensänderungsgesetz. Es ist daher nach der amtlichen 
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Begründung, „zum Beispiel nicht möglich, einen weiblichen Vornamen in einen anderen 
weiblichen Vornamen zu ändern. Für solche Namensänderungen gelten die allgemeinen 
Vorschriften des Namensrechts, die durch das SBGG nicht geändert werden“ (BT-Drs. 
20/9049, S. 36). Das SBGG ist damit immer dann lex specialis, wenn eine 
Personenstandsänderung begehrt wird. Eine Änderung von Vornamen, dahingehend, dass 
sie von der Person als „passend“ empfunden werden, ist möglich, aber dann nicht 


notwendig, wenn sie bereits als passend empfunden werden. 


bb) Wortlaut 


Die Formulierung in 8 2 Abs. 3 SBGG, „Vornamen, (...), die dem gewählten 
Geschlechtseintrag entsprechen“ ist eine offene, der Interpretation zugängliche 
Formulierung. Vornamen haben kein Geschlecht, aber Vornamen erlangen über den 
Sprachgebrauch und dem Zusammenspiel aus Selbstidentifizierung, Geschlechtsausdruck 
und Fremdwahrnehmung geschlechtsspezifische Konnotationen. Die Bedeutung von 
„entsprechen“ ist dabei weiter als von „übereinstimmen“, die Vorschrift lässt also bezüglich 
des Grades von Übereinstimmung bereits eine Offenheit erkennen. Der Wortlaut gibt aber 
auch keine eindeutige Auskunft darüber, von wessen Horizont aus, die Entsprechung 
festgestellt wird. Nach dem Wortlaut kann auf den Horizont der betroffenen Person 
abgestellt werden, die ihren Vornamen, seit vielen Jahren führt und mit der empfundenen 


I“ 


und gelebten Geschlechtsidentität verbindet, das legt die Verbindung der Worte „Wahl“ und 
„entsprechen“ nahe. Es kann ebenso auf das berufliche, soziale, familiäre Umfeld der 
Person abgestellt werden, aus deren Perspektive Vorname und Geschlechtsidentität der 
konkreten Person übereinstimmen. Es kann schließlich auf den Empfängerhorizont einer 
dritten Person abgestellt werden, die sich internationalen oder migrationsgesellschaftlichen 
Kontexten bewegt und die mit einer Vielzahl von unterschiedlichen Namensbedeutungen und 
-konnotationen vertraut ist, die eine eindeutige Zuordnung eines Vornamens oft nicht 
zulassen, bzw. die je nach Sprach- und Herkunftsfamilie unterschiedlich ausfallen lassen 
können. „Vornamen, (...), die dem gewählten Geschlechtseintrag nach allgemeingültigen 
Vorstellungen in eindeutiger Weise entsprechen, gibt es in einer globalisierten Welt immer 
weniger. Das von der Gesellschaft für deutsche Sprache e. V. Wiesbaden und dem 
Bundesverband der Deutschen Standesbeamten e. V. herausgegebene Internationale 


Handbuch der Vornamen, dass aktuell in Ausgabe von 2008 vorliegt, muss insofern als 
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veraltet angesehen werden. Nach der Wortlautauslegung des Gesetzes ist damit eine an der 


subjektiven Übereinstimmung der betroffenen Person orientierte Auslegung möglich. 


cc) Sinn und Zweck der Regelung 


Dieser Wille des Gesetzgebers ergibt sich auch aus der amtlichen Begründung zu 81 
SBGG. Darin heißt es: „Ziel des Gesetzes ist es, Achtung und respektvolle Behandlung im 
Hinblick auf die verfassungsrechtlich geschützte Geschlechtsidentität bei der Änderung des 
Geschlechtseintrags und der Vornamen in der Lebensrealität der betroffenen Personen zu 
verwirklichen. [...] Der vom Persönlichkeitsrecht geschützte Wunsch nach Ausdruck der 
eigenen Geschlechtsidentität umfasst das Recht, in der gewählten Geschlechtsidentität mit 
passendem Vornamen angesprochen und anerkannt zu werden und sich nicht im Alltag 
Dritten oder Behörden gegenüber hinsichtlich einer Änderung des Geschlechtseintrags im 
Personenstandsregister offenbaren zu müssen. “ (BT-Drs. 20/9049, S. 34). Hier wird deutlich, 
dass die Formulierung in 8 2 Abs. 3 SBGG, wonach Vorname und Geschlechtsidentität sich 
„entsprechen“ sollen, vom Sinn und Zweck der Vorschrift her eindeutig auf die 
Selbstbestimmung und die Wahrung des Persönlichkeitsrechts der Antragstellenden 
ausgerichtet ist. Nur diese können und dürfen entscheiden, ob sie einen Vornamen wählen, 
der „im Alltag“ von „Dritten oder Behörden“ als mit ihrer Geschlechtsidentität 
übereinstimmend wahrgenommen wird. Der Schutz vor Misgendern und Outing geht nur so 
weit, wie es die Betroffenen wünschen. Es besteht danach das Recht, aber nicht die Pflicht, 
einen Vornamen zu wählen, der von „Durchschnittsdritten“ als kongruent mit der im 
Personenstandsregister abgebildeten Geschlechtsidentität wahrgenommen wird. Im Alltag 
wird zudem oft das äußerliche Erscheinungsbild, also das gelesene Geschlecht einer Person 
darüber entscheiden, ob sie als männlich, weiblich oder divers eingeordnet wird und nicht 


der Eintrag im Personenstandsregister, der im Alltag in der Regel nicht bekannt ist. 


dd) Bezugnahmen auf das Vornamensrecht bei Geburt 


In der amtlichen Begründung zu 8 2 Absatz 3 SBGG wird erläutert: „Entsprechen die 
bisherigen Vornamen bereits dem gewählten Geschlechtseintrag, so können auch diese zu 
den neuen Vornamen bestimmt werden. Damit ist es zum Beispiel möglich, dass eine Person, 
für die seit der Geburt der Geschlechtseintrag „divers“ geführt wird, und die eine Änderung 
des Geschlechtseintrags in „weiblich“ erklärt, ihren bisherigen Vornamen „Anna“ auch zu 


ihrem neuen Vornamen bestimmt, da dieser dem gewählten Geschlechtseintrag 
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„weiblich“ entspricht. Ebenso könnte sie einen geschlechtsneutralen Vornamen (zum Beispiel 
„Eike“) beibehalten“ (BT-Drs. 20/9049, S. 34). Hier ist durchweg von Kann-Vorschriften und 
nicht abschließenden Beispielen die Rede. Schließlich heißt es: „Es gelten für die 
Vornamensbestimmung dieselben Regeln, die für die Vornamensbestimmung bei Geburt 
gelten.“ (ebd). 


Hintergrund ist, dass es keine ausdrückliche gesetzliche Regelung der Grenzen der 
Bestimmung des Vornamens gibt. Im Hinblick auf die grundrechtliche Ableitung des Rechts 
der Namensbestimmung aus Art. 6 Abs. 2 5.1 GG sind die Eltern in der Wahl der Vornamen 
nur insoweit beschränkt, als die Grenze der Gefährdung des Kindeswohls zu beachten ist 
(BVerfG NJW 2006, 1414 (1415); FamRZ 2004, 522; dem BVerfG folgend BGH NJW 2008, 
2500 (2501), zulässig sind auch Fantasienamen; OLG München StAZ 2007, 122; 
Hepting/Dutta 427; zum Begriff des Kindeswohls allg. > Rn. 8.1);>8 1741> Rn. 8.1). 


Die Personensorgeberechtigten sind bei der Auswahl des Vornamens nicht auf einen 
vorgegebenen Kanon von Namen beschränkt; sie können grundsätzlich auch als Name 
ungebräuchliche oder sogar der Fantasie entstammende Begriffe wählen. Dabei ist es 
unerheblich, ob der gewählte Name an sich eine Bedeutung hat oder eine „reine 
Klangschöpfung der Eltern“ ist. Demnach scheiden auch Sachbegriffe („Jazz“, „Biene“, 
„Sundance“ oder „November“) oder auch Ortsnamen („London“) nicht von vorneherein als 
Vornamen aus (zitiert nach BeckOGK/Kienemund BGB 8 1616 Rn. 86, 87). Solche 
Vornamen entziehen sich bereits von vornherein geschlechtlicher Zuordnungen. Das 
Kindeswohl ist damit nicht schon dann gefährdet, wenn der Vorname nicht eindeutig auf das 
Geschlecht des Kindes schließen lässt. Die frühere Rechtsprechung, wonach sich das 
Geschlecht des Kindes eindeutig aus dem Vornamen ergeben musste (positive 
Kennzeichnungskraft des Namens) ist nach der Rechtsprechung ebenso wie nach der 
herrschenden Meinung in der juristischen Literatur überholt (BVerfG, 5. 12. 2008 - 1 BvR 
576/07; BeckOGK/Kienemund, BGB 8 1616 Rn. 88, 89) und darf die Anwendung des 
SBGG durch die Standesämter daher nicht anleiten. Der Grundsatz der sog. „positiven 
Geschlechtsoffenkundigkeit“ (vgl. MüKoBGB/v. Sachsen Gessaphe Anh. 8 1618 Rn. 15) gilt 
insofern nach herrschender Rechtsauffassung, entgegen der im Rundschreiben des BMI vom 
18.05.2024 zur „Umsetzung des 8 2 Abs. 3 SBGG“ vertretenden Auffassung, nicht mehr. 
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Ebenso ist es für die Eintragung in das Geburtenregister nicht mehr erforderlich, dem nicht 
eindeutig männlichen oder weiblichen Vornamen einen weiteren, den Zweifel über das 
Geschlecht ausräumenden Vornamen beizufügen (BVerfG NJW 2009, 663; OLG Schleswig 
BeckRS 2009, 08808 = StAZ 2009, 80; LG Bielefeld StAZ 2009, 81). Die Beziehung 
zwischen Vornamen und Geschlecht ist damit rechtlich nur dann erheblich, wenn die Grenze 
der Kindeswohlgefährdung erreicht ist. Diese ist nach der Rspr. des BVerfG „allenfalls“ dann 
erreicht ist, „wenn der gewählte Vorname dem Kind offensichtlich und nach keiner 
Betrachtungsweise die Möglichkeit bietet, sich anhand des Vornamens mit seinem 
Geschlecht zu identifizieren.“ Die Literatur spricht hier von Namen die dem Geschlecht des 
Namensträgers eindeutig widersprechen (vgl. mwN BeckOGK/Kienemund BGB 8 1616 Rn. 
89). Dies soll erst dann der Fall sein, wenn im allgemeinen Bewusstsein der Name dem 
anderen Geschlecht zugeordnet und daher nicht geeignet ist, die Selbstidentifikation des 
Kindes zu fördern, sondern im Gegenteil Anlass zu Belästigungen und Behinderungen sein 
kann (ebd; sowie OLG Schleswig BeckRS 2009, 08808 = StAZ 2009, 80; LG Bielefeld StAZ 
2009, 81). 


Da die deutsche Sprache für nicht-binär geschlechtliche Personen jedenfalls bislang keine 
geschlechtsspezifischen Vornamen kennt und damit eine rechtliche Forderung nach einem 
positiv-geschlechtsoffenkundigen Namen für ein solches Kind ins Leere ginge, geht die 
namensrechtliche Literatur zudem davon aus, „dass auch ein männlicher oder weiblicher 
Vorname nicht erkennbar im Widerspruch zur Geschlechtlichkeit eines solchen Kinds steht, 
so dass damit auch der Grundsatz des negativen Geschlechtsbezugs gewahrt bleibt. Wollte 
man hingegen bei einem Kind, dessen Geschlecht auf Dauer weder dem weiblichen noch 
dem männlichen Geschlecht zuzuordnen ist, annehmen, dass nur die Erteilung eines 
geschlechtsoffenen Vornamens zulässig ist, so würde dies zu einer zu starken Einschränkung 
des Elternrechts führen. Auf diese Weise lässt sich also nicht nur praktische Konkordanz der 
involvierten Grundrechtspositionen sachangemessen herstellen, es muss dazu noch nicht 
einmal der dogmatische Bestand des Rechts der Vornamensgebung modifiziert 

werden“ (BeckOK BGB/Pöcker BGB 8 1616 Rn. 8-9.6). 


Für Eltern von Personen mit nichtbinärer Geschlechtsidentität folgt daraus, ebenso wie für 
erwachsene Personen mit nichtbinärer Geschlechtsidentität (Personenstandseintrag divers 
oder ohne Eintrag), das Recht, geschlechtsoffene Namen, ebenso wie eher weiblich oder 


männlich konnotierte Namen zu wählen und zu führen. Das wird auch an dem Beispiel in der 


Seite 14 von 23 


amtlichen Begründung zum SBGG deutlich, wonach, „eine Person, für die seit der Geburt 
der Geschlechtseintrag „divers“ geführt wird, und die eine Änderung des 
Geschlechtseintrags in „weiblich“ erklärt, (...) einen geschlechtsneutralen Vornamen (zum 
Beispiel „Eike“) beibehalten“ kann (BT-Drs. 20/9049, S. 34). 


Aus der Bindung der vorgenannten Grundsätze an das Kindeswohl ergibt sich weiterhin, dass 
wie bei Kindern auch bei Erwachsenen die subjektive Identifizierung mit dem geführten 
Namen entscheidend ist. Die Eltern nehmen bei der Bestimmung des Vornamens auch das 
Persönlichkeitsrecht des Kinds als Treuhänder wahr (BVerfG NJW 2006, 1414 (1415)). Der 
Grundsatz, dass aus Kindeswohlgründen der Geschlechtlichkeit des Kinds erkennbar nicht 
entsprechende Namen („negativer Geschlechtsbezug“; MüKoBGB/v. Sachsen Gessaphe 
Anh. 8 1618 Rn. 15) unzulässig sind, kann daher für mündige Erwachsene nicht gelten, die 
ihr Persönlichkeitsrecht darauf, einen Namen zu führen, mit dem sie sich identifizieren und 
den sie bereits im Rechts- und privaten Verkehr tragen, gerade selbst wahrnehmen. In 
diesen Fällen ist auch keine praktische Konkordanz involvierter Grundrechtspositionen 
(Elternrecht vs. Kindeswohl) herzustellen, weil beide Positionen in eine fallen: das 


Selbstbestimmungsrecht der erwachsenen Person wird von dieser wahrgenommen. 


Aus dem in der Gesetzesbegründung hergestellten Bezug zu den Grundsätzen der 
Vornamensbestimmung bei Geburt ergibt sich aus dem Vorgesagten für Antragstellungen 
nach dem SBGG, 


1.) Personen mit nichtbinärer Geschlechtsidentität (Personenstandseintrag divers oder 
ohne Eintrag) können sowohl geschlechtsoffene Namen als auch eher weiblich oder 


männlich konnotierte Vornamen führen. 


2.) Personen mit weiblicher/männlicher Geschlechtsidentität können bereits geführte, 
insbesondere im Rechtsverkehr eingeführte Vornamen auch dann behalten, wenn 
diese im durchschnittlichen Alltagsverständnis eher gegengeschlechtlich konnotiert 


sind. 
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Conclusio 


Aus dem in der Gesetzesbegründung hergestellten Bezug zu den Grundsätzen der 
Vornamensbestimmung bei Geburt ergibt sich aus dem Vorgesagten für Antragstellungen 
nach dem SBGG, 


1.) Personen mit nichtbinärer Geschlechtsidentität (Personenstandseintrag divers oder 
ohne Eintrag) können sowohl geschlechtsoffene Namen als auch eher weiblich oder 


männlich konnotierte Vornamen führen. 


2.) Personen mit weiblicher/männlicher Geschlechtsidentität können bereits geführte, 
insbesondere im Rechtsverkehr eingeführte Vornamen auch dann behalten, wenn 
diese im durchschnittlichen Alltagsverständnis eher gegengeschlechtlich konnotiert 


sind. 


Zu prüfen war weiterhin, ob weitere hinreichende Sachgründe vorliegen, die geeignet, 
erforderlich und angemessen sind, das grundrechtlich geschützte Persönlichkeitsrecht der 


namenstragenden Personen einzuschränken. 


c) Sachlicher Grund: Gemeinwohlbelang der allgemeinen Sitte und Ordnung 


Die Berufung auf den Gemeinwohlbelang der allgemeinen Sitte und Ordnung stellt keinen 
hinreichenden sachlichen Grund für die Ungleichbehandlung dar. Bei dem überaus 
interpretations- und ausfüllungsbedürftigen Begriff der guten Sitten stellt sich bereits die 
Frage, ob eine unmittelbare Geltung, d.h. eine freiheitsbegrenzende Wirkung ohne 
autorisierenden Akt der Gesetzgebung denkbar ist (Dürig/Herzog/Scholz/Di Fabio GG Art. 
2 Abs. 1 Rn. 45). Eine solche gesetzliche Regelung liegt hier bereits nicht vor. Die 
Dienstanweisung für die Standesbeamten und ihre Aufsichtsbehörden enthält zwar in 8 262 
Bestimmungen über die Wahl von Vornamen; die Dienstanweisung und auch entsprechende 
Vollzugs- und Verwaltungsvorschriften sind aber keine für die Allgemeinheit verbindlichen 
Rechtsverordnungen. Auch 8 2 Abs. 3 SBGG stellt gerade keine solche Regelung dar, sie ist 
vielmehr, wie gezeigt, interpretationsoffen und deshalb in verfassungskonformer Auslegung 
am Persönlichkeitsrecht und damit an der subjektiven Entscheidung der einen Antrag nach 8 


2SBGG stellenden Person zu orientieren (siehe oben 2. a). 


Seite 16 von 23 


Tatsächlich wurde die allgemeine Sitte und Ordnung bis in die 2000er Jahre von 
Rechtsprechung, Literatur und Verwaltung herangezogen, um die Vornamenswahl 
geschlechtsspezifisch einzugrenzen. So entschied das OLG Karlsruhe 1989: „Die Wahl der 
Vornamen ist grundsätzlich frei und nur beschränkt durch die Grenzen, die sich daraus 
ergeben, dass die Namensgebung die allgemeine Sitte und Ordnung nicht verletzen darf. 
Dabei gehört zur rechten Ordnung, dass nicht willkürliche oder ganz ungebräuchliche oder 
zur Kennzeichnung ihrer Träger ungeeignete Bezeichnungen genommen werden. Die damit 
aufgezeigten Grenzen werden jedoch nicht eingehalten, wenn bei der Namensgebung der 
natürlichen Ordnung der Geschlechter nicht Rechnung getragen wird, und wenn Knaben 
Vornamen beigelegt werden, die im allgemeinen Bewusstsein als Vornamen des weiblichen 
Geschlechts lebendig sind, oder umgekehrt Mädchen männliche Vornamen erhalten. (...) Es 
wird allgemein als selbstverständlich empfunden, dass die Vornamensgebung auch diesen 
zuletzt genannten Zweck hat; davon ist auch das Personenstandsgesetz ausgegangen. (...) 
Dieses Gebot steht auch und gerade mit dem Kindeswohl im Einklang. Außerdem hat sich 
die Ausübung des Sorgerechts auch insoweit nach den Belangen der Gemeinschaft zu 
richten, die fordern, dass die Vornamensgebung entsprechend der Sitte und der rechtlichen 
Ordnung erfolgen.“ (OLG Karlsruhe, Beschluss vom 24-04-1989 - 11 W 31/89; ebenso LG 
Bielefeld, Beschluss vom 31.01.2007 - 23 T 73/07.) 


Die hier zugrundgelegte Sittenauffassung ist gerade angesichts der Geschichte und der 
Ziele des SBGG weder zeitgemäß noch rechtmäßig. Es gibt keine natürliche Ordnung der 
Geschlechter, vielmehr ist das Geschlecht Ausdruck der selbstbestimmten 
Geschlechtsidentität, insofern haben sich allgemeine Sitte und Ordnung bereits geändert. 
Eine andere Auffassung zu vertreten hieße, das Verständnis allgemeiner Sitte und Ordnung 
nicht an der höchsten verfassungsrechtlichen Autorität unseres Landes, dem 
Bundesverfassungsgericht, zu orientieren, sondern an individuellen tradierten Werten, deren 
diskriminierende und verfassungswidrige Effekte abzubauen, das SBGG gerade geschaffen 


wurde. 


Eine selbstbestimmte Vielfalt von Geschlechteridentitäten und von sexuellen Identitäten, und 
damit einhergehend auch Verwirrung über geschlechtliche Ausdrucksweisen sind normaler 


Teil unserer vielfältigen demokratischen Gesellschaft geworden. 
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Rechtsprechung und herrschende Literatur haben sich von der restriktiven, 
selbstbestimmungsunfreundlichen Linie abgewendet (siehe 2. B) dd). Nach der 
Rechtsprechung des BVerfG sind seit 2008 als Grenze der Vornamenswahl nur noch die 
Belange des Kindeswohls zulässig. Dabei geht es dem BVerfG allein um das Kindeswohl und 
nicht um Personen, die verunsichert sind, wenn Personenstandseintrag und Vorname nicht 
typisiert zusammenpassen. Auch die herrschende Literaturmeinung folgt, wie bereits 
dargelegt diesem selbstbestimmungsfreundlichen Ansatz. „Der immer wieder als ‚ehernes 
Gesetz‘ angegebene Grundsatz, dass ein Name zuverlässig über das Geschlecht 
informieren müsse - ein Grundsatz, der schon bei traditionellen Namen wie Eibe, Kersten 
usw. nicht durchgehalten werden konnte - gilt vor dem Hintergrund einer multikulturellen 
Gesellschaft nicht mehr.“ (so schon 2009 Hufen, JuS 2009, 851; ebenso Badura, Neues zum 
Grundrechtsschutz des Namens, in: Festschr. f. Heldrich, 2005, S. 1229; Hufen, StaatsR Il, 2. 
Aufl. (2009), 8 16 Rdnr. 46). 


Auch in der Entscheidung des BVerfG zur Verfassungswidrigkeit von 8 7 Abs. 1 Nr. 3 des 
Transsexuellengesetz wegen Verletzung des in Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 
GG geschützten Namensrechts heißt es bereits unmissverständlich: „Damit kann auch die 
gesetzgeberische Zwecksetzung, mit dem Namensentzug und der Verpflichtung zum Führen 
des vorherigen Vornamens wieder eine Übereinstimmung von Geschlechtszugehörigkeit und 
Vornamen zu erreichen, nicht mehr als gewichtiger Gemeinwohlbelang gelten, der einen 
Eingriff in das von Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG geschützte Recht am 
Vornamen rechtfertigen könnte.“ (BVerfG Beschluss v. 6. Dezember 2005 - 1 BvL 3/03 - Rn. 
551: 


Conclusio 


Eine Interpretation von 8 2 Abs. 3 SBGG, die eine Übereinstimmung von 
Geschlechtszugehörigkeit und Vornamen dadurch erreichen will, dass sie den 
Identitätsnamen entzieht und zum Führen eines anderen Vornamens verpflichtet, wäre vor 
diesem Hintergrund verfassungswidrig. Eine verfassungsgemäße Auslegung ist aber, wie hier 


aufgezeigt, möglich und muss folglich die Praxis der Standesämter leiten. 
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d) Sachlicher Grund: Öffentliches Interesse an der Validität der Eintragungen in den 


Personenstandsregistern 


In der Gesetzesbegründung zum SBGG heißt es unter „Il. Zielsetzung und Notwendigkeit der 
Regelungen“ nur allgemein, aber nicht auf die Regelung in 8 2 Abs. 3 SBGG bezogen: 
„Gleichzeitig wird das öffentliche Interesse an der Validität der Eintragungen in den 
Personenstandsregistern gewahrt.“ Unbestritten gibt es an der Validität der Eintragungen im 


Personenstandsregister ein legitimes öffentliches Interesse. 


Die Validität der Eintragungen in den Personenstandsregistern wird durch die Möglichkeit, 
selbstbestimmt geführte Vornamen weiterzutragen aber nicht berührt. Für das Verfahren der 
Vornamensänderung nach dem SBGG ist bereits fraglich inwiefern das Erfordernis des 
Entsprechens von Geschlechtseintrag im Personenstandsregister und Vorname, die Validität 
der Eintragungen im Personenstandsregister fördern soll, denn die Änderung erfolgt in einem 
rechtlich gesicherten mehrstufigen Verfahren bestehend aus Anmeldung ($ 4 SBGG), 
Erklärung und Versicherung (8 2 SBGG), der Eintragung und endet mit der Auferlegung einer 
einjährigen Sperrfrist zur erneuten Änderung (8 5 SBGG). Dem Erfordernis der Validität wird 
ausreichend Rechnung getragen, auch wenn eine Person sich mit einem weiblichen 
Personenstandseintrag und dem männlich konnotierten Vornamen „Henrik“ eintragen lassen 
würde, denn die Validität der Eintrag wird nur durch das rechtssichernde Verfahren nach dem 
SBGG bestimmt. 


Die Validität der Eintragung kann nicht mit der „Richtigkeit“ gleichgesetzt werden. Denn im 
Zweifel offenbart ein geschlechtsspezifischer Vorname nicht das rechtliche Geschlecht, 
sondern die geschlechtliche Identität. Es gibt keinen staatlichen Anspruch auf Richtigkeit im 
Sinne von Übereinstimmung zwischen rechtlickem Geschlecht und einem 
geschlechtsspezifischen Vornamen. Diesen kann es insofern auch nicht geben als es für eine 
dritte Person, etwa das beurkunde Personal im Standesbeamt, nicht möglich ist, bei einer 
anderen Person eine andere geschlechtliche Identität festzustellen, als diejenige 
geschlechtliche Identität mit der sich die Person identifiziert und die sie rechtlich abgebildet 
haben möchte, um in ihrer Identität anerkannt zu werden. Dies ist auch nicht erklärtes Ziel des 
Gesetzgebers. Erst durch die Vorstellung, dass das Geschlecht einer Person durch den 
Vornamen zweifelsfrei erkennbar sei, entsteht das Bedürfnis für TIN*Personen ihren Vornamen 
ihrer geschlechtlichen Identität anzupassen und ferner das Bedürfnis in ihrer geschlechtlichen 


Identität rechtlich anerkannt zu werden. 
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Das BVerfG hat entschieden, dass sich die geschlechtliche Identität nicht durch andere 
Personen als die betreffende Person bestimmen lässt. Folglich stellt die Gesetzesbegründung 
zum SBGG fest: „Die Vornamen einer Person werden durch die rechtsgestaltende Erklärung 
selbst geändert; die Eintragung im Personenstandsregister erfolgt durch das Standesamt 
lediglich deklaratorisch, nachdem dieses die Erklärung zur Änderung entgegengenommen 
hat. Die deklaratorische Eintragung im Personenstandsregister erfolgt, damit alle Personen 
Kenntnis von den geänderten Vornamen erhalten können.“ Mit dem in 81 Abs. 1 Nr. 1SBGG 
normierten Ziel „die personenstandsrechtliche Geschlechtszuordnung und die 
Vornamenswahl von der Einschätzung dritter Personen zu lösen und die Selbstbestimmung der 
betroffenen Person zu stärken“, wäre ein Verfahren, dass die Änderung des Vornamens nicht 
primär von der rechtsgestaltenden Erklärung der beantragenden Person abhängig macht 
auch schwer vereinbaren. Die Validität wird gewahrt indem, das Standesamt die 


rechtsgestaltende Änderung entgegennimmt und deklaratorisch einträgt. 


Durch die Ermöglichung der selbstbestimmten Inkongruenz zwischen Vornamensgeschlecht 
und dem rechtlichen Geschlechtseintrag entstehen auch keine rechtlichen 
Zuordnungsprobleme, da zentral immer auf den Personenstandsgeschlechtseintrag 
abgestellt wird. Sofern die rechtliche Identifikation von Personen de lege lata anhand ihres 
Geschlechts erfolgt und einzelne rechtliche Pflichten und Ansprüche nach geltendem Recht 
anhand des Geschlechts zugeordnet sind, trägt die personenstandsrechtliche Registrierung 
des Geschlechts und nicht des Vornamens dazu bei, dass diese Identifikation und Zuordnung 
sicher und eindeutig erfolgen kann (BVerfG, 10.10.2017- 1 BvR 2019/16 - Rn. 53). Die Pflicht, 
einen bereits geführten Vornamen abzulegen, weil der dem Durchschnittsverständnis eines 
geschlechtsspezifischen bzw. angepasstem Vornamen nicht entspricht, ist damit bereits kein 
geeignetes Mittel, um das öffentliche Interesse an der Validität der Eintragungen in den 
Personenstandsregistern die rechtliche Identifikation von Personen de lege lata anhand ihres 
Geschlechts. 


Die weiteren Regelungen im SBGG (88 7 - 13 SBGG) tragen dem legitimen Zweck der 


Validität der Eintragungen hinreichend und abschließend Rechnung. 


8 7 SBGG normiert, dass für die Quotenregelungen für die Besetzung von Gremien und 
Organen nicht auf den Vornamen, das gelesene Geschlecht oder die geschlechtliche 


Identität abgestellt wird, sondern auf das rechtliche Geschlecht im Personenstandsregister. 
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Umgekehrt schreibt das Gesetz vor, dass Regelungen zum Schutz von schwangeren 
Personen, oder Personen die ein Kind geboren haben oder dieses stillen nicht an den 
rechtlichen Geschlechtseintrag geknüpft werden (vgl. 8 8 SBGG), sondern an das jeweilige 
Merkmal / den Umstand, der staatliche Schutzpflichten auslöst. Der Gesetzgeber erkennt 
damit an, dass es weiterhin zu Inkongruenzen zwischen der geschlechtlichen Identität und / 
oder dem gelesenen Geschlecht sowie dem rechtlichen Geschlecht, abgebildet im 
Personenstandsregister, kommen kann. Diese Anerkenntnis lässt sich auf Inkongruenzen 


zwischen rechtlichem Geschlecht und Vornamensgeschlecht übertragen. 


Dem öffentlichen Interesse an der Validität der Eintragungen im Personenstandsregister wird 
weiter durch die gesetzlichen Bestimmungen und Ausnahmen zum weitreichenden 
Offenbarungsverbot nach 8 13 SBGG Rechnung getragen. Dazu führt die 
Gesetzesbegründung aus: „Das Offenbarungsverbot gilt nicht für amtliche Register und 
Informationssysteme, in den in Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 SBGG aufgeführten Fällen. Es gilt 
auch nicht, wenn besondere Gründe des öffentlichen Interesses ein Offenbaren erfordern 
oder ein rechtliches Interesse glaubhaft gemacht wird (Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3); 
dies entspricht inhaltlich 8 5 Absatz 1 TSG. Besondere Gründe des öffentlichen Interesses 
liegen vor, wenn die Kenntnis von Eintragungen unter den früheren Vornamen erforderlich ist. 
Dies gilt etwa, wenn eine Personenkontrolle (zum Beispiel durch die Polizei) oder eine 
Sicherheitsüberprüfung (zum Beispiel durch das Bundesministerium der Verteidigung) 
durchgeführt werden, da bei diesen regelmäßig auch etwaigen Erkenntnissen unter dem 
früheren Vornamen relevant sind.“* Es folgen weitere Beispiele für besondere Gründe des 
öffentlichen Interesses wie dem Versicherungsverlauf in der gesetzlichen 
Rentenversicherung, zur Durchsetzung von Schadensersatz- oder Unterhaltsansprüchen oder 
der Durchsetzung eines zivilrechtlichen Vollstreckungstitels gegen einen Schuldner, der 


einen Vornamen nach dem SBGG geändert hat. 
Conclusio 


Geschlechtsinkongruenz von Vornamen und Personenstandseintrag ist somit rechtlich 
möglich, es gibt nach den spezifischen Regelungen im SBGG, wie dem öffentlichen 


Interesse bei einer Vornamensänderung nach dem SBGG entsprochen wird, keine legitimen 


* Gesetzesbegründung, BT-Drucksache 20/9049, S. 54. 
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staatlichen Interessen, die durch das Erfordernis der geschlechtsoffenbarenden Kongruenz 


gefördert werden können. 


3. Ergebnis 


In dem die Gesetzgebung sich entschieden hat, an der personenstandsrechtlichen 
Eintragung des Geschlechts festzuhalten, ist sie gehalten, die Eintragung in einer für alle 
Geschlechter benachteiligungsfreien Weise zu gewährleisten, Art. 3 Abs. 3 GG, Art. 10 Abs. 
2 VvB, 82 LADG. Der Wortlaut des 8 2 Abs. 3 SBGG, wonach sich Geschlechtseintrag und 
Vorname entsprechen sollen, ist daher verfassungskonform dahingehend auszulegen, dass 
das rechtliche Geschlecht im Personenstandsregister eine schematische Abbildung der 
geschlechtlichen Identität ist. Die geschlechtliche Identität kann durch den Vornamen 
ausgedrückt werden, dabei kommt es entscheidend auf die Selbstbestimmung der 
Antragstellenden Person an. Dementsprechend können die geschlechtliche Identität und der 
bereits geführte weiblich konnotierte Vorname „Nina“ sich selbstbestimmt auch entsprechen, 
wenn das rechtliche Geschlecht „männlich“ lautet. Der Gemeinwohlbelang der allgemeinen 
Sitte und Ordnung in der Form des Wunsches nach sprachlicher Übereinstimmung von 
Fremdwahrnehmung und dem Vornamen einer Person ist bereits kein legitimer Zweck für 
einen Eingriff in die Grundrechte auf Selbstbestimmung, Art. 2 Abs. 1 GG und auf 
Gleichbehandlung, Art. 3 Abs. 3 GG. Das Erfordernis einer Kongruenz zwischen rechtlichem 
Geschlecht und Vorname ist auch nicht geeignet ein öffentliches Interesse an der Validität 


der Eintragungen im Personenstandsregister zu fördern. 


In verfassungskonformer Anwendung des 8 2 Abs. 3 SBGG bedeutet das: 


1.) Personen mit nichtbinärer Geschlechtsidentität (Personenstandseintrag divers oder 
ohne Eintrag) können sowohl geschlechtsoffene Namen als auch eher weiblich oder 


männlich konnotierte Vornamen führen. 


2.) Personen mit weiblicher/männlicher Geschlechtsidentität können bereits geführte, 
insbesondere im Rechtsverkehr eingeführte Vornamen auch dann behalten, wenn 
diese im durchschnittlichen Alltagsverständnis eher gegengeschlechtlich konnotiert 


sind. 
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ll. Bitte um Stellungnahme 


Vor diesem Hintergrund bitten wir Sie um eine Darstellung der Sach- und Rechtslage aus 
Ihrer Sicht bis zum 14.10.2024. Wir bitten Sie insbesondere um Auskunft darüber, ob Sie der 
hier nahgelegten verfassungskonformen Auslegung in Gänze oder in Teilen folgen und wenn 
nicht, aus welchen (verfassungs-)rechtlichen Erwägungen heraus, Sie das nicht tun. Über 
eine elektronische Antwort wären wir Ihnen aufgrund unserer digitalen Aktenführung 


verbunden. 


Bitten wenden Sie sich gern an uns, sollten Sie Fragen zu unserer Arbeitsweise oder zum 


Beschwerdevorgang haben. 


Mit freundlichen Grüßen 


Dr. Doris Liebscher 


Leiterin der LADG-Ombudsstelle 
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